
  

 
 
Besondere Vertragsbedingungen 1 (03/23)* 
 
 
 
Bezeichnung der Bauleistung 

Aufstellen von Fahrzeugrückhaltesystemen und Absturzsicherungen im Zuge des 
Neubaus der Kreisstraße 158 Bokeler Bogen in Papenburg im Landkreis Emsland 
 

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe) 
 

Besondere Vertragsbedingungen 
 

 
 
1 Vertragsfristen (§ 5 VOB/B) 
 
1.1 Beginn der Ausführung 
 
  spätestens   Werktage nach Aufforderung;   späteste Aufforderung am (Datum) 
 
  frühestens   spätestens     10 Werktage nach Zuschlagserteilung 
 
  frühestens   spätestens am  (Datum)  
 

Als zeitlicher Beginn der Ausführung wird folgende Tätigkeit festgelegt: 
 
  
 
Wird in vorstehenden Hinweisen keine ausdrückliche Aussage zum zeitlichen Beginn getroffen, ist davon 
auszugehen, dass mit Beginn der Ausführung die Aufnahme der Tätigkeit des Auftragnehmers auf der Bau-
stelle gemeint ist; dies ist im Regelfall die Baustelleneinrichtung.  
 
 
1.2 Vollendung der Ausführung in Werktagen nach Aufforderung, Zuschlagserteilung etc.: 
 
  spätestens   Werktage nach Zuschlagserteilung 
 
  Einzelfristen für 
    
  = spätestens   Werktage nach Zuschlagserteilung 
   = spätestens   Werktage nach Zuschlagserteilung 
 
 
1.3 Vollendung der Ausführung nach Datum 
 
  spätestens bis  
 
  Einzelfristen  
 

 siehe Baubeschreibung = 3.2.1 Reihenfolge und Abwicklung der Arbeiten 
  
 
1.4 Einzelfristen für Verkehrsbeschränkungen 
  
     =   Kalendertage 
 
     von  bis  (Datum)  
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2 Vertragsstrafen (§ 11 VOB/B) 
 

 Vertragsstrafen werden vereinbart 
 

 Bei vom Auftragnehmer zu vertretender Überschreitung der Vertragsfristen hat dieser gemäß § 11 
VOB/B für jeden Werk- bzw. Kalendertag, um den eine Frist überschritten wird, folgende Vertragsstrafe 
zu zahlen: 

 
2.1  Bei Überschreitung der Frist für die Vollendung der Ausführung   
 
   0,2 % je Werktag der im Zuschlagsschreiben genannten Auftragssumme (netto) 
 
   0,2 % je Kalendertag der im Zuschlagsschreiben genannten Auftragssumme (netto) 
 
2.2 Vertragsstrafe je Werktag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung (netto) 

bei Überschreitung der Einzelfristen für die Vollendung.: 
  
       % nach 1.2.1  
 
 Vertragsstrafe je Kalendertag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung (net-

to) bei Überschreitung der Einzelfristen für die Vollendung.: 
  
       % nach 1.3.1  
 
2.3 Vertragsstrafe je Kalendertag in % der Kosten der Ausführung der zugehörigen baulichen Leistung (net-

to) bei Überschreitung der Einzelfristen für die Verkehrsbeschränkungen 
  
       % nach 1.4.1 
  
2.4 Die Summe der zu zahlenden Vertragsstrafenbeträge wird auf insgesamt 5 v. H. der sich aus dem Zu-

schlagsschreiben ergebenen Netto-Auftragssumme begrenzt (bei Einzelfristen auf max. 5 % der Netto-
Auftragssumme der zugehörigen baulichen Leistung). Die Bezugsgröße zur Berechnung der Vertrags-
strafe bei der Überschreitung von Einzelfristen ist der Teil der Netto-Auftragssumme, der den bis zu 
diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht  

 
2.5 Verwirkte Vertragsstrafen für die Überschreitung wegen Nichteinhaltung als Vertragsfrist vereinbarter 

Einzelfristen werden auf eine durch den Verzug wegen Nichteinhaltung der Frist für die Vollendung der 
Leistung verwirkte Vertragsstrafe angerechnet.  

 
 
3 Zahlung (§ 16 VOB/B) 
 

Aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung wird die Frist für die Schlusszahlung 
gemäß § 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B und den Eintritt des Verzugs gemäß § 16 Abs. 5 Nr. 3 VOB/B wie folgt 
festlegt: Die Frist für den Anspruch auf Schlußzahlung gemäß § 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B sowie die Fäl-
ligkeit der Schlußzahlung § 16 Abs. 5 Nr. 3 VOB/B kommt nicht zur Anwendung. Die Zahlungsfristen für 
die Schlußzahlung werden erweitert, wobei das unbestrittene Guthaben als Abschlagszahlung sofort 
ausgezahlt wird. 

 
4 Sicherheit für Vertragserfüllung (§ 17 VOB/B) 
 
  Auf Sicherheit für die Vertragserfüllung wird verzichtet.  
 
  Es ist eine Sicherheit für die Vertragserfüllung in Höhe von 5% der Auftragssumme (inkl. Umsatz-

steuer ohne Nachträge) zu leisten. 
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5 Sicherheit für Mängelansprüche (§ 17 VOB/B) 
 
  Auf Sicherheit für Mängelansprüche wird verzichtet. 
 
  Nach erfolgter Abnahme ist bis zum Ablauf der Verjährungsfrist für Mängelansprüche Sicherheit für 

Mängelansprüche zu leisten. Die Sicherheit für Mängelansprüche beträgt 3 % der Abrechnungs-
summe inkl. Umsatzsteuer zum Zeitpunkt der Abnahme.  

  
6 Bürgschaften 
 
 Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist das dafür jeweils einschlägige Formblatt des Auftragge-

bers zu verwenden und zwar für  
 

 die Vertragserfüllung das Formblatt „Vertragserfüllungsbürgschaft“ 
 

 die Mängelansprüche das Formblatt „Mängelanspruchsbürgschaft“ 
 

 vereinbarte Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen gem. § 16 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 VOB/B das 
Formblatt „Abschlagszahlungs-/Vorauszahlungsbürgschaft 

 
  
7 Technische Spezifikationen 
 
 Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische Spezifikationen (z.B. national Normen, mit denen euro-

päische Normen umgesetzt werden, europäische technische Bewertungen, gemeinsame technische 
Spezifikationen, internationale Normen) Bezug genommen wird, werden auch ohne den ausdrücklichen 
Zusatz „oder gleichwertig“ immer gleichwertige Technische Spezifikationen in Bezug genommen.  

 
  
8 Frei 
 
   
9 Beschleunigungsvergütung 
 

 Die Geltung einer Beschleunigungsvergütung gemäß HVA B -StB Beschleunigungsvergütung wird ver-
einbart (siehe Anlage)  

 
9.1  Höhe der Beschleunigungsvergütung bei Unterschreitung der Einzelfristen für Verkehrsbeschränkungen 
 

Nach 1.4.1  € (netto)/Kalendertag 
 
7.2 Die Höchstsumme der Beschleunigungsvergütung wird auf insgesamt …… Euro (netto) begrenzt. 
 
 
10   Preisgleitklauseln 
 
10.1  Die Geltung folgender Preisgleitklausel(n) wird vereinbart: 
 
  Stoffpreisgleitklausel gemäß „HVA B-StB Stoffpreisgleitklausel“ (siehe Anlage) 
 
 
11   Weitere besondere Vertragsbedingungen 
 
  keine. 
 
  siehe beigefügte Unterlage 
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12 Sanktionierung Nichterfüllung Technischer Wert 
 
  Die Geltung der Sanktionierung für die Nichterfüllung von Bieterangaben zum Zuschlagskriterium 

Technischer Wert bei der späteren Bauausführung gemäß „HVA B-StB Sanktionierung Nichterfül-
lung Technischer Wert“ wird vereinbart (siehe Anlage) 

 
 
13 Implementierung eines Verfügbarkeitsmoduls 
 
  Die Geltung einer bauvertraglichen Implementierung eines Verfügbarkeitsmodells gemäß „HVA B-

StB Besondere Implementierung Verfügbarkeitsmodul“ wird vereinbart (siehe Anlage) 
 
 
 
Anlagen: 
 
  weitere besondere Vertragsbedingungen 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bezeichnung der Bauleistung: 
 



  
            

            

(wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe) 
 
 

Weitere Besondere Vertragsbedingungen 
 
 

 
1. Begriffsdefinition 
 
Die Bezeichnungen „Baustelle“ und „Baubereich“ werden in folgendem Sinne verwendet: 
Baustelle: Flächen, die der Auftraggeber zur Ausführung der Leistung, für die Baustelleneinrichtung 

und zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüg-
lich der Flächen, die der Auftragnehmer darüber hinaus in Anspruch nimmt. 

Baubereich:  Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten beeinträchtigt wer-
den kann. 

 
 
2. Abrechnung 
 
Bei elektronischer Rechnungsstellung (XRechnung) hat der Auftragnehmer die Nachweise gemäß § 14 
Abs. 1 VOB(B getrennt und vor der Rechnung an den Auftraggeber zu übergeben.  
Gegebenenfalls sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung weitere Festlegungen zu treffen.  
 
In den für die gemeinsamen Feststellungen zu verwendenden Aufmaßblättern müssen mindestens folgende 
Angaben gemacht werden: 
– Auftragnehmer, 
– Auftraggeber, 
– Nummer des Aufmaßblattes, 
– Bezeichnung der Bauleistung, 
– Ordnungszahl (OZ). 
Unmittelbar über den Unterschriften und dem Datum muss das Aufmaßblatt den Text enthalten: „Aufge-
stellt“. 
 
Jeder Ansatz der Mengenberechnung muss einen direkten Bezug zu den der Abrechnung zugrundeliegen-
den Feststellungen, Zeichnungen und anderen Belegen haben. Nur der Verweis auf frühere Berechnungen 
ist nicht zulässig. 
 
 
3. 1) Getrennte Rechnungserstellung 
 
Für folgende Leistungen sind getrennte Rechnungen zu erstellen: 

                                                                                      
                                                                                      
                                                                                      
                                                                                      
 
 
4. 1) Nachweis der Massen 
 
(1) Der Verbrauch ist durch Vorlage von Wiegenachweisen laufend nachzuweisen. 
Die Wiegescheine müssen die folgenden Angaben enthalten: 
– Lieferwerk, 
– Name der Baustelle, 
– Bezeichnung des Wägegutes, 
– Nummer des Wiegescheins, 
– Datum und Uhrzeit der Wägung, 
– Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer Tarawert (PT), 
– Bruttomasse (B), 
– Nettomasse (N), 
– Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebseigene Bezeichnung/amtliches  Kennzeichen). 
 
Die Wiegescheine sind vom Bedienungspersonal der Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen zu bestäti-



  
gen und bei der Anlieferung an der Verwendungsstelle unverzüglich dem Auftraggeber zu übergeben. 
Die Originale der Wiegescheine erhält der Auftraggeber. 

 
(2) Der Auftraggeber kann stichprobenartig die Masse einzelner Lieferungen durch Nachwiegen des bela-
denen und leeren Fahrzeugs nachprüfen (Kontrollwägung). 
Hierbei ist der Auftraggeber berechtigt, kontinuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, bei 10 % der Lie-
ferungen Kontrollwägungen durchführen zu lassen. Diese Kontrollwägungen werden dem Auftragnehmer 
nicht gesondert vergütet. Die Kosten für darüberhinausgehende Kontrollwägungen werden vom Auftragge-
ber erstattet. Zu den Kosten der Kontrollwägung rechnen alle unmittelbar (Transportkosten, Wiegegebühren 
usw.) und mittelbar (Wertminderung der Ladung, Einfluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch die Kon-
trollwägung entstehenden Kosten, jedoch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung der Kontrollwägung 
durch den Beauftragten des Auftraggebers. Sofern die Kosten zu erstatten sind, sind sie im Einzelnen 
nachzuweisen. 
Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschreitung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein entsprechen-
der Abzug. 
 

 
5. 1) Bauabrechnung mit IT-Anlagen 
 

Führt der Auftragnehmer die Abrechnung ganz oder teilweise mit IT-Anlagen aus (Leistungsberech-
nung), so gelten zusätzlich folgende Bedingungen:  

  
1. Rechenverfahren/DV-Programme:  
Die verwendeten DV-Programme müssen den in der „Sammlung der Regelungen für die elektroni-
sche Bauabrechnung (Sammlung REB)“ enthaltenen Allgemeinen Bedingungen (REB-Allg.) und 
Verfahrensbeschreibungen (REB-VB) entsprechen. Andere Rechenverfahren dürfen nur mit vorhe-
riger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers verwendet werden.  

 
2. Vereinbarung: 
Vor Beginn der Ausführung (Vertragsfristen gemäß den Besonderen Vertragsbedingungen) ist, ge-
gebenenfalls getrennt für einzelne Ordnungszahlen (Positionen), eine Vereinbarung zur Bauab-
rechnung schriftlich abzuschließen.  

 
3. Datenübergabe:  
Nach Abschluss der Vereinbarung zur Bauabrechnung, spätestens vor Beginn der Bauabrechnung 
sind vom Auftragnehmer für die vereinbarten Datenarten Testdaten an den Auftraggeber zu über-
geben.  
Eingabedaten sind auf Datenträgern zu liefern. Diese sind erst nach Durchführung der Leistungsbe-
rechnung herzustellen und eindeutig zu kennzeichnen. In der Mengenberechnung des Auftragneh-
mers ist ein Bezug der Eingabedaten zu den Ausführungs- bzw. Abrechnungsunterlagen herzustel-
len.  

 
4. Berichtigung der Leistungsberechnung:  

 Werden bei Prüfung der Leistungsberechnung fehlerhafte Eingabedaten oder falsche Rechener-
gebnisse festgestellt, so ist die Leistungsberechnung vom Auftragnehmer im erforderlichen Umfang 
zu wiederholen.  

  
5. Toleranz-Regelung bei Prüfberechnungen:  
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mittels IT-Anlagen geprüft 
und werden dabei Unterschiede zwischen den jeweiligen Ergebnissen festgestellt, dann gelten bei   
Abweichungen vom Ergebnis der Prüfberechnung bis zu 0,2 ‰ bei jeder Ordnungszahl (Position) 
eines Berechnungsabschnitts die vom Auftragnehmer berechneten Werte. 
Liegen Abweichungen außerhalb dieser Toleranz von 0,2 ‰, teilt der Auftraggeber zunächst dem 
Auftragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Prüfberechnung mit und gibt ihm Gelegenheit zur 
Einsichtnahme in die Prüfberechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils kleinere Ergebnis, falls 
nicht aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der Abweichungen, Fehler in der 
Leistungs- bzw. Prüfberechnung festgestellt und berichtigt werden. 
 
6. Toleranz-Regelung bei Vergleichsberechnungen:  
Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Abrechnung vom Auftraggeber mit einer Vergleichsbe-
rechnung geprüft, sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung schriftlich Toleranzregelungen zu 
vereinbaren. 
Liegen Abweichungen außerhalb der vereinbarten Toleranzgrenzen, teilt der Auftraggeber zunächst 
dem Auftragnehmer die abweichenden Ergebnisse der Vergleichsberechnung mit und gibt ihm Ge-
legenheit zur Einsichtnahme in die Vergleichsberechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils kleine-
re Ergebnis, falls nicht aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der Abweichun-
gen, Fehler in der Leistungs- bzw. Vergleichsberechnung festgestellt und berichtigt werden.  



  
 
 
Weitere Bedingungen:  

 

Sofern der Auftragnehmer Aufmaße digital ausführt, sind diese dem Auftraggeber direkt auf der Bau-
stelle auszuhändigen.    

 
 
6. 1) Aufrechnung 
 
Unter Verzicht auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit nach § 387 BGB willigt der Auftragnehmer ein, dass 
Forderungen der Bundesrepublik Deutschland oder des Landes                 oder                 
an den Auftragnehmer gegen Forderungen des Auftragnehmers an eine dieser Körperschaften aufgerech-
net werden. Diese Einwilligung erstreckt sich nur auf Bauverträge im Straßen- und Brückenbau zwischen 
den vorgenannten Körperschaften und dem Auftragnehmer. 
 
 
7    1)   Bauablaufplan 
 
 Wenn ein Bauablaufplan vorzulegen ist, gelten folgende Anforderungen:  
 

Der Bauablaufplan gehört zu den durch den Auftragnehmer zu erstellenden Ausführungsunterlagen. Er 
ist dem Auftraggeber vor Baubeginn der Arbeiten zu übergeben.  

 

Ein Bauablaufplan ist die grafische Darstellung der organisatorischen und zeitlichen Abläufe aller not-
wendigen Arbeiten sowie deren Abhängigkeiten voneinander.   

 

Bauablaufpläne sind als Balkenplan (Gantt-Diagramm) oder als Weg-Zeit-Diagramm einschließlich des 
kritischen Weges darzustellen. Der kritische Weg ist der Weg vom Anfang bis zum Ende eines Bauab-
laufplanes auf dem die Summe aller Pufferzeiten minimal wird.    

 

Balkenpläne stellen die zeitliche Lage der einzelnen Arbeitsschritte (Vorgänge) und die Dauer der Vor-
gänge eines Projektes dar.  
Im Weg-Zeit-Diagramm wird neben der Dauer und dem Termin des jeweiligen Vorganges auch dessen 
Ort dargestellt.    

 

Der Detailierungsgrad des Bauablaufplanes ist dem jeweiligen Projekt anzupassen. Mindestens die 
Hauptgewerke und die vertraglichen Termine (vgl. BVB) sind darzustellen. Erfolgt die Bauausführung 
nach Teilabschnitten, sind diese auch im Bauablaufplan darzustellen. Bei Notwendigkeit sind Verkehrs-
führungs- und Sperrphasen sowie Pufferzeiten anzugeben.     

 

Während der Bauausführung ist durch den Auftragnehmer ein Vergleich zwischen Soll- und Ist-
Terminen vorzunehmen und der Bauablaufplan fortzuschreiben. Der Vergleich zwischen Soll- und Ist-
Terminen ist darzustellen.  
Die Fortschreibung des Bauablaufplanes wird regelmäßig bei Änderungen des Bauablaufes nötig.     

 
 
8    1)   Kontrollen gemäß § 14 NTVergG 
 
 Dem öffentlichen Auftraggeber ist jederzeit der Zugang zu den Unterlagen zu gewähren, damit Kontrol-

len nach § 14 NTVergG durchgeführt werden können.  
 
 
9 1  Sanktionen nach § 15 NTVergG 

 
Für jeden schuldhaften Verstoß gegen die vertraglichen Verpflichtungen zu § 4 Abs. 1 bis 3 und § 5 
Abs. 1 des NTVergG ist eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 v. H. des Auftragswertes, bei mehreren Ver-
stößen bis zu 10 v. H. des Auftragswertes, – je nach pflichtgemäßen Ermessen des öffentlichen Auf-
traggebers – an den Auftraggeber zu zahlen.  
Diese Verpflichtung umfasst auch Verstöße des von dem beauftragten Unternehmen eingesetzten 
Nachunternehmers oder eines von diesem eingesetzten Nachunternehmers (Nachnachunternehmers), 
soweit die Verstöße dem beauftragten Unternehmen bekannt waren oder dieser sie hätte kennen müs-
sen. 

Ist die verwirkte Vertragsstrafe unverhältnismäßig hoch, so kann sie vom Auftraggeber auf Antrag auf 
einen angemessenen Betrag herabgesetzt werden.  

 

Schuldhafte Verstöße und nicht nur unerhebliche Verstöße einer sich aus den Erklärungen nach § 4 
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 ergebenden Verpflichtungen durch das beauftragte Unternehmen oder ei-
nes seiner Nachunternehmer berechtigen den öffentlichen Auftraggeber zur fristlosen Kündigung. Hat 
das beauftragte Unternehmen oder eins von ihm eingesetzten Nachunternehmers grob fahrlässig oder 



  
mehrfach gegen die Verpflichtungen aus den § 4 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des NTVergG verstoßen 
wird das betreffende Unternehmen für die Dauer von bis zu drei Jahren von der öffentlichen Auftrags-
vergabe ausgeschlossen. 

 
 
10  1   Mängelansprüche 
 
 Für folgende Leistungen gelten die Verjährungsfristen für die Mängelansprüche der „Zusätzlichen 

Technischen Vertragsbedingungen“ bzw. des § 13 Nr. 4 VOB/B nicht, sondern 
 
 für   = 4 Jahre 
 
 
 
Hinweis: Bei den mit „ 1) „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen und ggf. durch 

Eintrag festzulegen, ob und ggf. inwieweit die darin beschriebene Regelung Vertragsbestandteil werden soll. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


